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ren Staatsorgane unmittelbar oder 
mittelbar untergeordnet und re­
chenschaftspflichtig sind. Sie ent­
scheidet die perspektivischen Ziele 
der gesellschaftlichen Entwick­
lung, beschließt die Gesetze und 
kontrolliert die Durchführung 
der festgelegten Ziele und gesetz­
lichen Rechte. Sie wählt den ->■ 
Staatsrat der DDR und bestätigt 
den Ministerrat der DDR. Die 

örtlichen Volksvertretungen 
(Gemeindevertretung, Kreistag, 
Stadtverordnetenversammlung, 

Bezirkstag) und ihre Räte sind 
Glieder der einheitlichen Arbei- 
ter-und-Bauem-Macht und ent­
scheiden im Rahmen der Gesetze 
über die Angelegenheiten, die ihr 
Territorium und seine Bürger be­
treffen. Durch die in allgemeinen, 
gleichen und geheimen Wahlen 
nach den Kandidatenlisten der 
Nationalen Front des demokrati­
schen Deutschland gewählten 
Volksvertretungen, in denen alle 
Parteien und gesellschaftlichen 
Organisationen vertreten sind, 
sowie durch die von ihnen ge­
schaffenen Organe sind alle Klas­
sen und Schichten an der Aus­
übung der Staatsmacht beteiligt. 
Die sozialistische Rechtspflege hat 
die Aufgabe, die Menschen zum 
sozialistischen Bewußtsein zu er­
ziehen, die Rechte und Interessen 
der Bürger zu wahren, das gesell­
schaftliche Eigentum zu sichern 
und die sozialistische Gesell­
schaftsordnung vor feindlichen 
Anschlägen zu schützen. Die 
Rechtsprechung wird durch ge­
wählte Richter und unmittelbar 
gewählte Schöffen ausgeübt. Der 
sozialistische Staat gewährleistet 
den zuverlässigen Schutz der 
Freiheit seiner Bürger sowie 
der sozialistischen Errungen­
schaften mit Hilfe seiner bewaff­
neten Organe und der Kampf­
gruppen der Arbeiterklasse. Die 
DDR war stets bemüht, den 
Kampf gegen das Wiedererstehen
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des Imperialismus und Militaris­
mus in Westdeutschland und für 
die Wiederherstellung der natio­
nalen Einheit Deutschlands auf 
demokratischer Grundlage zu 
entfalten. Diesem Ziel dienten 
ihre Vorschläge zur gesamtdeut­
schen Verständigung, zur Durch­
führung gesamtdeutscher freier 
Wahlen und zum Abschluß eines 
Friedensvertrags. Die Regierung 
der westdeutschen Bundesrepu­
blik lehnte alle diese Vorschläge 
ab und vertiefte mit dem Ab­
schluß der Pariser Verträge (1954) 
und der Eingliederung West­
deutschlands in den ->- Nord­
atlantikpakt sowie durch die Ent­
wicklung des staatsmonopolisti­
schen Herrschaftssystems, die Re­
vanchepolitik und die Alleinver­
tretungsanmaßung die Spaltung 
Deutschlands in zwei in ihrer Ge­
sellschaftsordnung gänzlich unter­
schiedliche deutsche Staaten. Eine 
Vereinigung der sozialistischen 
DDR und der imperialistischen 
westdeutschen Bundesrepublik ist 
nicht möglich. Gegenwärtig ist es 
notwendig, die Vorschläge der 
DDR für ein friedliches Neben­
einanderbestehen der beiden 
deutschen Staaten und die Siche­
rung des Friedens in Europa zu 
verwirklichen. Um die beiden 
deutschen Staaten in Zukunft zu­
sammenzufügen, ist zunächst und 
vor allem anderen die demokra­
tische Umwälzung in West­
deutschland, die Überwindung 
des Militarismus und Neonazis­
mus und die Beschneidung der 
Macht der Monopole durch die 
Kraft des werktätigen Volkes 
erforderlich. Indem die DDR 
konsequent ihren Weg des So­
zialismus geht und ihre sozialisti­
sche Staats- und Gesellschafts­
ordnung festigt, unterstützt sie 
zugleich alle fortschrittlichen 
Kräfte in Westdeutschland in 
ihrem Kampf gegen das staats­
monopolistische Herrschafts-


